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„�Wir brauchen einen 
leistungsfähigen Bankensektor“

Redaktionsgespräch mit Marija Kolak

Frau Kolak, im vergangenen Jahr, 

im ZfgK-Interview anlässlich des 

Jubiläums des BVR, äußerten Sie 

den Wunsch, dass wir die Herausforde-

rungen der Gegenwart mit Zuversicht, 

Entschlossenheit und Gemeinschaftssinn 

angehen, um Frieden, Toleranz und 

Wohnstand zu sichern. Jeden Einzelnen 

aber vor allem auch die Politik nahmen 

Sie in die Pflicht. Haben Sie nun, ein Jahr 

später, das Gefühl, dass Ihr Wunsch in 

Erfüllung gehen könnte?

Mein Befund für Deutschland ist, dass 

das Land im Moment in keinem guten 

Zustand ist. Wir haben zwar das durch 

Corona und den Wegfall russischer Gas-

lieferungen notwendige Ad-hoc-Krisen-

management erfolgreich hinter uns ge-

lassen, aber wir tun uns als Land 

erkennbar schwer, in dieser veränderten 

internationalen Konstellation unsere alte 

Kraft zu entfalten. Das hat auch mit dem 

Handeln der Politik zu tun, bei der man 

gelegentlich den Eindruck gewinnt, dass 

parteipolitische Überzeugungen wichti-

ger sind als das Land. Was uns im Mo-

ment fehlt, sind vor allem verlässliche 

Rahmenbedingungen, damit sich alle 

Wirtschaftsakteure mit ihren jeweiligen 

Stärken einbringen können. Ohne diese 

werden wichtige Investitionen in die Zu-

kunft verschoben oder – was noch schlim-

mer ist – nicht in Deutschland getätigt. 

Das können wir uns als hochentwickeltes 

Industrieland, das sich im globalen Wett-

bewerb behaupten muss und gleichzei- 

tig vor gewaltigen Herausforderungen 

steht, einfach nicht leisten. 

Auf die Herausforderungen wer-

den wir noch zu sprechen kom-

men. Ist denn der zunehmende 

Pessimismus rund um den Wirtschafts-

standort Deutschland berechtigt? 

Die volkswirtschaftlichen Daten sprechen 

eine klare Sprache. Deutschland hat im 

internationalen Vergleich zuletzt an 

Wettbewerbsfähigkeit verloren. Vor al-

lem sind die Energiepreise zu hoch. Kon-

junkturell sehe ich im Moment auch 

keine echten Wachstumsimpulse. Der pri-

vate Konsum, die große Stütze der ver-

gangenen Jahre, bleibt aufgrund der 

hart­näckigen Inflation schwach. Auch die 

Investitionen werden unter dem Eindruck 

der stark gestiegenen Zinsen, der wirt-

schaftspolitischen Unsicherheiten und 

des schwachen weltwirtschaftlichen Um-

felds zunächst begrenzt bleiben. 

Was hören Sie von Ihren Mit-

gliedsinstituten, wie die Stim-

mung in den realwirtschaftlichen 

Unternehmen ist? 

Das kommt natürlich darauf an, mit wem 

Sie sprechen. In energieintensiven Bran-

chen und im Bauhauptgewerbe ist die 

Stimmung weniger gut. In vielen ande-

ren Bereichen, wie beispielsweise bei den 

IT-Dienstleistern, laufen die Geschäfte 

nach wie vor gut.

Wie fällt Ihre Bilanz zur Halbzeit 

der Legislaturperiode der Ampel-

regierung aus?

Im Koalitionsvertrag hatte sich die Bun-

desregierung das ambitionierte und rich-

tige Ziel gesetzt, „eine Dynamik auszulö-

sen, die in die Gesellschaft hineinwirkt“. 

Jedoch war man zunächst gezwungen, 

diese Dynamik auf den Ad-hoc-Krisenmo-

dus anzuwenden. Die Bundesregierung 

hatte keine Schonfrist, sie war sofort zum 

Handeln gezwungen und musste politi-

sche Präferenzen neu ordnen. Gemessen 

an den Prognosen im vergangenen 

Herbst muss man der Bundesregierung 

zugutehalten, dass ein harter wirtschaft-

licher Absturz verhindert werden konnte. 

Von einer Dynamik zur Entwicklung des 

Landes nach vorne, einer Gestaltung der 

Rahmenbedingungen für die langfristige 

Sicherung von Wachstum und Beschäfti-

gung, für die Finanzierung der grünen 

und digitalen Transformation war im Ge-

genzug jedoch allenfalls in homöopathi-

schen Dosen etwas zu spüren. Umso 

wichtiger ist es jetzt, die verbliebenen 

zwei Jahre Zeit zu nutzen, um wichtige 

Weichenstellungen für die Zukunft 

Deutschlands anzugehen.   

Welche (wirtschafts-)politischen 

Entscheidungen brauchte der 

Standort Deutschland jetzt?

Wir sollten uns von der Vorstellung, alles 

im Detail regeln zu wollen, verabschie-

den und lieber kluge Rahmenbedingun-

gen setzen. So wäre beispielsweise die 

Bepreisung von CO2 eine Maßnahme für 

die grüne Transformation, die auch ohne 

weitere Vorgaben besonders starke In-

vestitionsanreize da setzt, wo die Emissi-

onen am höchsten sind. Die Senkung der 

Stromsteuer würde ich ebenso begrüßen, 

anstatt einzelne Akteure mit einem In-

dustriestrompreis zu fördern.  

Sie haben es schon angespro-

chen, es fehlt an Planungssicher-

heit. Das gilt auch für die Kredit-

wirtschaft: Hier spielt die Aufsicht eine 

Rolle. Warum ist von einer angekündig-

ten Regulierungspause nichts zu spüren?
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Über die Ankündigung einer Regulie-

rungspause hätten wir uns gefreut. Ich 

würde allen am Regulierungsprozess Be-

teiligten dringend empfehlen, jetzt ein-

mal wirklich innezuhalten. Wir brauchen 

angesichts der enormen Investitionen, 

die der Umbau unseres Landes erfordert, 

um bis 2045 klimaneutral zu werden, ei-

nen leistungsfähigen Bankensektor. Eine 

immer detailliertere Regulierung bremst 

uns aus. Mehr ist nicht immer besser. Es 

muss jetzt erst einmal darum gehen, ein 

langfristiges regulatorisches Gesamtbild 

zu entwerfen. Große Linien statt Klein-

Klein und stärkere Prinzipienorientie-

rung statt Detailversessenheit sollten ver-

stärkt in den Fokus rücken.

Kann es auch daran liegen, dass 

es mittlerweile sehr viele Institu-

tionen gibt, die einen regulatori-

schen Auftrag haben?

Ich muss zumindest feststellen, dass sich 

in der EU auf behördlicher Seite mit der 

EU-Kommission, der europäischen Ban-

kenaufsichtsbehörde, der EZB, dem SRB 

und anderen tatsächlich eine ganze „In-

dustrie“ etabliert, bei der man den Ein-

druck gewinnt, dass deren Jobbeschreibung 

Regulierung oder zumindest Beaufsichti-

gung ist.

Welche regulatorischen Vorschlä-

ge halten Sie für besonders kon

traproduktiv? 

Grundsätzlich ist Regulierung nicht per se 

gut oder schlecht. Die Frage ist, ob be-

stimmte regulatorische Maßnahmen ge-

eignet und für alle Marktakteure verhält-

nismäßig sind. Und da habe ich meine 

Zweifel. Dies betrifft zum einen die un-

zureichende Beachtung proportionaler 

Aspekte. Aber auch unabhängig von Pro-

portionalität: Nehmen wir den antizykli-

schen Kapitalpuffer. Dieser wurde unter 

Verweis auf ein boomendes Immobilien-

kreditgeschäft in Deutschland zum Jah-

resbeginn 2022 aktiviert. Dabei hatten 

wir schon damals argumentiert, dass die 

Voraussetzungen gar nicht mehr vorla-

gen, weil wir eine Abkühlung des Mark-

tes wahrgenommen haben. Aktuell sind 

wir mit einem starken Rückgang des 

Neugeschäfts bei Immobilienfinanzierun-

gen und rückläufigen Kaufpreisen für Im-

mobilien konfrontiert. Dennoch müssen 

die Banken weiterhin für alle Immobili-

enkredite, auch solche, die vor 15 Jahren 

zugesagt wurden, diese Puffer vorhalten. 

Unsere Banken haben mehr als 6 Milliar-

den Euro freies Kapital durch die Puffer 

aktuell gebunden. Ich würde mir von den 

Mitgliedern des Ausschusses für Finanz-

stabilität ein kurzfristiges Überdenken 

der Entscheidung wünschen, insbesonde-

re, da dies weiteren Spielraum für die 

Finanzierung der grünen Transformation 

und Digitalisierung schafft. 

Vor allem aus Brüssel kommen 

immer wieder Vorschläge, die auf 

mehr Harmonisierung und Verge-

meinschaftung abzielen. Auf der einen 

Seite verständlich. Aber erhöht sich durch 

ein immer stärker gleichgerichtetes Ban-

kensystem nicht das Systemrisiko?

Die europäischen Institutionen würden gut 

daran tun, die europäische Vielfalt im Fi-

nanzsystem nicht nur zu erhalten, sondern 

als Asset zu verstehen. Unterschiedliche 

Geschäftsmodelle, Größen von Instituten, 

Unternehmensformen und Modelle der 

Kooperation stärken die Resilienz des Ge-

samtsystems. Gleichmacherei hingehen 

schwächt die Finanzstabilität und hat 

nichts mit dem vielbeschworenen „Level 

Playing Field“ zu tun. Es ist gerade die 

Proportionalität in Regulierung und Auf-

sichtspraxis, die für kleine und mittlere 

Institute die Wettbewerbsgleichheit ge-

genüber großen Instituten überhaupt 

herstellt. Deshalb ist auch der Single-Ru-

lebook-Ansatz in Europa kritisch zu se-

hen, der alle Institute unabhängig von ih-

rer Größe den gleichen regulatorischen 

Anforderungen unterwirft. Hier brauchen 

wir mehr Mut zu einfacheren Lösungen 

für kleinere Institute, wie die Schweiz 

oder Großbritannien es uns vormachen. 

Ein Zankapfel seit geraumer Zeit 

ist das Thema Einlagensicherung. 

Vor allem die deutschen Institute 

leisten hier erbitterten Widerstand. Nun 

startet die Kommission über die Über

arbeitung der CMDI auf dem Umweg 

Abwicklungsregime und implizit der Ein

beziehung kleinerer Institute in die euro

päische Abwicklung einen neuen Ver-

such. Der BVR spricht von einer „Gefahr 

für den Bestand der deutschen Instituts-

sicherung“. Wie ist der aktuelle Stand?

Nach den Vorstellungen der EU-Kommis-

sion soll die Abwicklung für alle Banken, 

auch solche, die nicht systemrelevant 

sind, durch eine Schwächung der natio-

nalen Sicherungssysteme teuer erkauft 

werden. Denn das Geld der nationalen 

Systeme soll nach dem Willen der EU-

Kommission zukünftig primär für die Fi-

nanzierung der Bankenabwicklung ge-

nutzt werden – zulasten deren Fähigkeit, 

Marija Kolak

Präsidentin, Bundesverband der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V. (BVR), 
Berlin

Im Redaktionsgespräch mit der Zeitschrift für 
das gesamte Kreditwesen äußert sich die BVR-
Vorsitzende Marija Kolak zu sehr grundsätzli-
chen Themen. So sieht sie Deutschland aktuell 
in keinem guten Zustand. Einen Schuldigen 
sieht sie in der Politik, wo sich der Eindruck ge-
winnen lasse, dass parteipolitische Überzeu-
gungen wichtiger wären als das Land. Sie for-
dert, dass die verbleibende Zeit der aktuellen 
Regierung für wichtige Weichenstellungen ge-
nutzt werden solle. Kolak wünscht sich zudem, 
sich von der Vorstellung zu verabschieden, al-
les im Detail regeln zu wollen. Für zielführen-
der hält sie es, kluge Rahmenbedingungen zu 
setzen. Als Beispiele nennt sie eine Bepreisung 
von CO2 und die Senkung der Stromsteuer. 
Auch beim Thema Bankenregulierung äußert 
die BVR-Präsidentin klare Wünsche und fordert 
alle am Regulierungsprozess beteiligten dazu 
auf „einmal wirklich innzuhalten“. (Red.)
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https://www.xing.com/pages/bundesverbandderdeutschenvolksbankenundraiffeisenbanken
https://www.linkedin.com/company/bvrberlin/
https://twitter.com/BVRPresse
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Einlegerinnen und Einleger im Fall der 

Insolvenz einer Bank zu entschädigen. In 

Summe schwächt der Vorschlag damit  

die bewährte Einlagensicherung und das 

Vertrauen in dieselbe. 

Daher lehnen nicht nur wir, sondern die 

gesamte deutsche Kreditwirtschaft den 

Kommissionsvorschlag ab. Aus unserer 

Sicht sollten die bisherigen, gut ausbalan-

cierten Regelungen zum Einlegerschutz 

beibehalten werden. Zudem muss die 

Durchführung präventiver Maßnahmen, 

wie sie von Institutssicherungssystemen – 

etwa der Sparkassen und Genossenschafts-

banken – angewendet werden, erhalten 

bleiben und eben nicht – wie derzeit vor-

gesehen – erheblich erschwert, ja faktisch 

sogar unmöglich gemacht werden. 

Seit April liegen die Vorschläge der EU-

Kommission nun auf dem Tisch und wer-

den zurzeit in den Ratsarbeitsgruppen 

und im Europäischen Parlament disku-

tiert. Wie wir hören, möchte die spani-

sche Ratspräsidentschaft eine Einigung 

zumindest im Rat bis zum Jahresende 

herbeiführen. Ob das gelingen wird, ist 

aber aufgrund der sehr unterschiedlichen 

Positionen aus heutiger Sicht wenig 

wahrscheinlich. 

Spüren Sie ausreichend Unter-

stützung der deutschen Politik 

bei all diesen Themen in Brüssel?

Die Menschen sind momentan mit vielen 

Unsicherheiten konfrontiert. Was wir jetzt 

überhaupt nicht brauchen, ist eine zu-

sätzliche Diskussion um die Verringerung 

der Leistungsfähigkeit der bestehenden 

nationalen Schutzsysteme durch eine un-

gerechtfertigte Ausweitung des Banken-

abwicklungsregimes. Die Bundesregie-

rung weiß das und hat dies auch klar 

kommuniziert. Das wissen wir zu schätzen.

Ein weiteres Thema, das den Un-

mut der deutschen Kreditwirt-

schaft hervorruft, sind die Vor-

schläge für einen digitalen Euro. Sie 

fürchten hier eine zu große Dominanz 

der EZB. Wie laufen die Gespräche mit 

den Verantwortlichen. Finden Sie bei der 

Kommission und der EZB mit Ihren Argu-

menten Gehör? 

Zuerst einmal: Wir befürworten einen di-

gitalen Euro, wenn er als digitales Pen-

dant zum bestehenden Bargeld gestaltet 

wird. Den Aufbau eines vollumfäng

lichen, staatlichen Zahlungsverkehrssys-

tems sehen wir hingegen kritisch. Diese 

Position verdeutlichen wir in vielen Ge-

sprächen sowohl mit der EZB als auch der 

Politik. Ich habe den Eindruck, dass zu-

mindest die Politik uns sehr aufmerksam 

zuhört und unsere Bedenken ernst 

nimmt. Wir würden uns freuen, wenn die 

EZB sich auch auf die Diskussionen darü-

ber einlassen würde, wie ein digitaler 

Euro echte Mehrwerte schaffen kann. 

Hier stoßen wir leider auf wenig Gehör. 

Oft ist unklar, wie genau unsere umfang-

reichen Rückmeldungen, welche wir als 

gesamte Deutsche Kreditwirtschaft unter 

der engagierten und intensiven Betei

ligung diverser Banken und IT-Dienst

leister regelmäßig im Rahmen der EZB 

„Rulebook Development Group“ geben, 

berücksichtigt werden. Daher fordern 

wir weiterhin, dass das Mandat der EZB 

und die konkrete Ausgestaltung eines di-

gitalen Euros transparent und demokra-

tisch legitimiert sowie gesetzlich veran-

kert werden müssen.

Die Genossenschaftsbanken schla

gen sich in diesem Umfeld wa-

cker. Vor allem die steigenden 

Zinsen machen sich mehr und mehr posi-

tiv bemerkbar. Wird sich das fortsetzen?

Trotz der vielen Unsicherheiten stimmt 

mich der Ausblick auf das laufende Ge-

schäftsjahr zum aktuellen Zeitpunkt opti-

mistisch. Steigende Zinsen führen zwar 

zu Marktwertverlusten bei Wertpapier-

anlagen, die es zu verkraften gilt. Wir 

rechnen aber derzeit nicht mit weiteren 

wesentlichen Bewertungseffekten in den 

Wertpapier-Eigenanlagen der Banken. 

Die Zinsentwicklung beobachten die 

Banken sehr genau und richten sich nach 

den langen Jahren der Niedrigzinsphase, 

deren Belastungen weiterhin nachwir-

ken, an der Marktentwicklung aus. 

Das heißt, das Thema Bewer-

tungsverluste aus Wertpapieren 

gehört schon der Vergangenheit 

an und wächst sich nun mehr und mehr 

aus?

Ja, teilweise werden wir Wertaufholungen 

im laufenden Jahr sehen. In der Regel 

halten unsere Banken ihre Wertpapiere 

bis zur Endfälligkeit. Die überwiegend 

zinsinduzierten Wertkorrekturen werden 

also in der Folgezeit durch Bewertungs-

gewinne wieder ausgeglichen.  

Zum Halbjahr 2023 haben viele 

Banken in Deutschland, private, 

öffentlich-rechtliche und genos-

senschaftliche, hervorragende Ergebnis-

se präsentiert. Teils wurde das angepeil-

te Jahresergebnis nun schon erreicht. 

Gleichzeitig warnt die Kreditwirtschaft 

vor Engpässen bei der Finanzierung der 

Transformation, weil nicht genug Kredi-

te vergeben werden können. Wie passt 

das zusammen?

Einen Grund hatte ich schon angespro-

chen: Der antizyklische Kapitalpuffer bin-

det allein in unserer Gruppe 6 Milliarden 

Euro. Hinzu kommt, dass die hohe Infla-

tion sowie hohe Rohstoffpreise insbeson-

dere im Energiebereich die Unternehmen 

sowie private Haushalte belasten. Teil-

weise ist eine verminderte Kapitaldienst-

fähigkeit zu beobachten, welche das Kre-

ditrisiko am Markt erhöhen kann. 

Haben Sie Sorge vor steigenden 

Kreditausfällen?

Im Moment sehen wir keine ungewöhnli-

chen Belastungen. Auf mögliche Kreditri-

siken sind die Institute gut vorbereitet. 

Die Genossenschaftsbanken verfügen als 

Gruppe über einen soliden Einlagenüber-

hang von gut 80 Milliarden Euro und 

eine solide bilanzielle Eigenkapitalbasis 

von gut 63 Milliarden Euro per Juni 2023. 

Die steigenden Zinsen und der 

zunehmende Wettbewerb um 

Einlagen verteuern die Refinan-

zierung der Banken. Gleichzeitig ist das 

Kreditgeschäft schwieriger geworden, 

sodass wenig höhermargiges Neuge-

schäft die niedrig verzinsten Bestände 

aufwertet. Das ist doch keine gesunde 

Mischung, oder? 

In der Tat haben Inflation und steigende 

Zinsen sowie die konjunkturelle Lage 

Kredit- sowie Marktrisiken in Form von 
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Liquiditäts- und Zinsänderungsrisiken er-

höht. Die Genossenschaftsbanken kön-

nen aber mit diesen adversen Entwick-

lungen umgehen, zumal ihre Resilienz 

durch die hohe Kapitalbildung und den 

Ausbau der Risikosteuerungssysteme in 

den vergangenen Jahren deutlich gestie-

gen ist. Die laufende Überprüfung der 

Ausrichtung ihres Geschäftsmodells ge-

hört standardmäßig zum Werkzeugkas-

ten einer jeden Genossenschaftsbank, 

sodass sich die Institute an die Marktent-

wicklung anpassen.

Mit wie viel Sorgen betrachten 

Sie den massiven Einbruch der 

Nachfrage nach privaten Woh-

nungsbaufinanzierungen, gesellschaft-

lich, aber auch für die Institute selbst? 

Immerhin war dieses Geschäftsfeld eine 

tragende Säule in der Vergangenheit. 

Die höheren Zins- und Baukosten haben 

die Nachfrage nach Immobilienfinanzie-

rung deutlich gebremst. Das Neugeschäft 

scheint sich zwar branchenweit zu stabili-

sieren, aber das Niveau hat sich vergli-

chen mit 2021 fast halbiert. Das wird 

auch die Institute belasten. Aber die ge-

sellschaftlichen Folgen wiegen schwerer. 

Die Neubauzahlen schrumpfen zusam-

men. Dabei wuchs die deutsche Bevölke-

rung vergangenes Jahr um über eine 

Million Menschen. Das treibt die Miet-

preise doppelt, denn mögliche Wohnei-

gentümer bleiben mangels Kaufchance 

in knappen Mietwohnungen zurück. Vor 

allem Neumieter bleiben ganz außen vor, 

etwa Zuwanderer oder Berufsanfänger. 

Das alles schürt Verteilungskonflikte, in 

denen die Politik eher unrühmlich agiert.  

Was müsste Ihrer Meinung nach 

geschehen?

Wir müssen die Ursache für den knappen 

Wohnraum bekämpfen: Die zu hohen 

Kosten durch Abgaben, Auflagen und 

knappe Wohngebietsausweisung. Doch 

Vorschläge dazu, etwa die Senkung der 

Grunderwerbssteuer, scheitern am Nein 

der Bundesländer, die Einnahmeverluste 

fürchten. Stattdessen werden die Eigen-

tümer verpflichtet, etwa durch die Aufla-

gen des Gebäudeenergiegesetzes oder 

die neuerliche Debatte um Mietenregu-

lierung. Wie aber die Eigentümer das ge-

genfinanzieren sollen, scheint die Politik 

weniger zu interessieren. 

Wird die steigende Anzahl von 

Fusionen langsam zu einem Pro

blem für den Sektor, wenn es 

immer weniger Volksbanken Raiffeisen-

banken gibt? Wir sind schon spürbar un-

ter der Marke, die vor vielen Jahren mal 

als Untergrenze definiert wurde.

Fusionen sind immer eine Entscheidung 

der handelnden Personen – konkret der 

Mitglieder als Eigentümer der Banken – 

vor Ort. Der BVR legt keine Struktur

größen der genossenschaftlichen Ban-

kengruppe fest und gibt auch keine 

Empfehlungen diesbezüglich heraus. Viel 

wichtiger als Strukturzahlen ist zum Bei-

spiel die Frage, wie es die Genossen-

schaftsbanken heute und morgen schaf-

fen, mit ihren Produkten und Leistungen 

attraktiv für ihre Kunden und Mitglieder 

zu sein, deren Bedürfnisse optimal zu er-

füllen und gleichzeitig mit den häufig 

überbordenden regulatorischen Anfor-

derungen umzugehen. In ihren regelmä-

ßigen individuellen Strategieprozessen 

werden diese Fragen beantwortet und 

daraus abgeleitet, mit welcher Aufstel-

lung dies erreicht werden kann. 

Wie würden Sie im Moment das 

Ansehen der Banken in Politik 

und Gesellschaft beurteilen. Es 

scheint, dass die Zeiten, als die Institute 

dank ihres Einsatzes als Krisenhelfer 

hoch angesehen waren, vorbei sind. Im 

Moment dominieren wieder Schlagzeilen 

um zu niedrig verzinste Einlagen und 

Ähnliches. 

Wenn ich mit politischen Vertretern spre-

che, wird die herausgehobene Rolle regi-

onal tätiger Banken für den Wirtschafts-

standort Deutschland stets betont. Die 

angesprochenen Schlagzeilen würde ich 

nicht überbewerten. Das Vergleichen der 

Guthabenzinsen inklusive möglicher Ge-

schäftsabschlüsse ist mittlerweile ein Ge-

schäftsmodell. Wichtig ist, dass unsere 

Kunden verstehen, dass es sich hierbei so 

gut wie immer um zeitlich befristete 

Lockangebote handelt. Kunden, die bei 

einer Inflation von 6 Prozent rentierlich 

sparen wollen, raten wir, andere Anlage-

formen zu wählen. 

Ist in dieser Zeit die Gewinnung 

neuer Mitarbeiter noch schwieri-

ger. Fachkräftemangel ist ein ge-

nerelles Thema, aber auch eines für die 

Kreditwirtschaft. Wie kann man dem 

entgegenwirken? 

Alle Unternehmen haben mit dem Fach-

kräftemangel umzugehen, der nach der 

Coronapandemie noch stärker sichtbar 

wird – auch wenn die demografische Ent-

wicklung nicht mehr überrascht. Hinzu 

kommt, dass Megatrends wie der digitale 

Wandel, KI und Nachhaltigkeit auch die 

Anforderungsprofile für zukünftige Mit-

arbeiter verändern. Unsere Institute in-

tensivieren ihre Anstrengungen, die rich-

tigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

zu finden. Dabei schärfen sie ihr Profil als 

zukunftsorientierte Arbeitgeber vor Ort 

und spielen dies immer stärker aus. 

Neben der Rekrutierung erweitern die Ban-

ken auch ihre Qualifizierungsangebote, 

um die vorhandenen Talente weiterzubil-

den und stärker an ihr Institut zu binden. 

Auch mit einer konsequenten Digitalisie-

rung und Automatisierung können wir der 

demografischen Entwicklung und dem 

Arbeitskräftemangel ein Stück weit ent-

gegenwirken, indem wir vorhandene Effi-

zienzpotenziale zum Beispiel in kunden-

fernen Bereichen heben und an solchen 

Stellen Ressourcen einsparen. Insgesamt 

sehen wir als Genossenschaftliche Finanz-

gruppe die Fachkräftesicherung als eine 

übergreifende strategische Aufgabe an, 

für die wir gemeinsam verstärkt Lösungs-

strategien entwickeln, um im Wettbewerb 

um die besten Talente zu punkten.

„Gleichmacherei schwächt  

die Finanzstabilität.“


